
23

BasellandFreitag, 15. Januar 2021

NochreichendiefinanziellenReserven
Die Regierung legt demBaselbieter Parlament eine «State of theUnion» zur aktuellenCoronasituation imLandkanton vor.

Bojan Stula

ImDeutschenBundestagwürde
man so etwas eine Generalde-
batte nennen. Überraschend
und ohne Eintrag auf der Trak-
tandenliste legte Regierungs-
präsident Anton Lauber zu Be-
ginn der Landratssitzung eine
umfassendeErklärungzur aktu-
ellen Coronalage im Landkan-
tonvor. Sekundiertwurdeerda-
beivonseinemVizepräsidenten,
Volkswirtschafts- und Gesund-
heitsdirektor ThomasWeber.

SeinemNaturell als Finanz-
direktor entsprechend standen
dabei die Zahlen im Vorder-
grund. Lauber rechnet bis Ende
Jahrmit zusätzlichenKostenvon
bis zu 170MillionenFrankenzur
Pandemiebewältigung. Bei
einemausgewiesenenEigenka-
pital von 670 Millionen werde
man dadurch aber nicht in die
Näheder Schuldengrenzekom-
men,diebei etwa230Millionen
liegt. Bisher seienZusatzkosten
von rund 70Millionen Franken
aufgelaufen. Insofern seiBasel-
land aufgrund der finanziell er-
spriesslichenVorjahrefinanziell
gut gepolstert für die Krise.

Erfreut zeigte sich Lauber
überdieamVortagvomBundes-
rat aufgestockte Härtefallhilfe
für Unternehmen in Finanz-
nöten. Ebenso über den Abbau
administrativer Hürden, der es
den Unternehmen ab sofort er-
lauben würde, mit weniger
Papierkram entsprechende
Unterstützungsanträge zu stel-
len; was gleichzeitig seine Di-
rektion wesentlich entlaste. So
braucht es von nun an nicht
mehr den Nachweis der Renta-
bilität, um Finanzhilfen zu be-

antragen, sondern lediglichden
Beleg für das Nichtvorhanden-
sein von laufenden Insolvenz-
oder Betreibungsverfahren.

Laut Lauber sind bisher
beimKanton rund70Unterstüt-
zungsgesuche eingegangen;
über 5,8 Millionen Franken für
nicht rückzahlbareÀ-fonds-per-
du-Beiträge und über 12,6 Mil-
lionen für verbürgte Kredite
(siehe bz von gestern). Die be-
reits eingegangenen Anträge
werdennunnachdenneuen, ge-
lockerten Regelungen geprüft.
LauberermutigtealleUnterneh-
men, entsprechendeHilfsgesu-
che einzureichen, selbst wenn
diese unsicher seien, ob sie die
Kriterienerfüllten.Betriebe, die
aufgrund behördlicher Verfü-
gungen geschlossen werden
mussten, gelten von nun an
automatisch als Härtefälle. Da-
gegenaufwenig Interesse stösst
gemäss Lauber dieMöglichkeit
des Geschäftsmietenerlasses.
Hier seien bisher lediglich vier
Gesuche im total fünfstelligen
Bereich eingegangen.

Konkurse imRahmen
derVorjahre
ObschonVolkswirtschaftsdirek-
tor Thomas Weber in seinem
Teil dasböseErwachenprophe-
zeite, das wirtschaftlich nach
der Pandemie kommenund ga-
rantiert zu einem grossen Auf-
schrei führenwerde, halten sich
diebisherigenAuswirkungen im
Baselbiet im Rahmen. Weder
bei den Konkurseröffnungen,
etwa 30 bis 40 imMonat, noch
bei der Anzahl Abschlüsse von
Lehrverträgen seien wesentli-
cheAbweichungenzudennicht-
pandemischen Vorjahren zu er-

kennen. Auch liege die Arbeits-
losenzahl unterdemnationalen
Schnitt.Hier profitierederKan-
ton vom guten Branchenmix.
Hingegen hätten viele Betriebe
Antrag auf Verlängerung der
Kurzarbeit gestellt. Momentan
sindnoch rund480Betriebemit
3000 Angestellten von der
Kurzarbeit betroffen.

Angesichts dieser Regierungs-
erklärung liessen sichdieeinzel-
nen Fraktionssprecher nicht
lumpen und griffen ihrerseits
zum Mikrofon. Für die SP be-
dankte sich Roman Brunner
(Muttenz) beim Regierungsrat
dafür, dass sich dieser bereits
frühbeimBundesrat für Locke-
rungen inderHärtefallregelung

eingesetzt hatte. «Die Regie-
runghat ihreHausaufgabenge-
macht und sich schnell an die
neuen Rahmenbedingungen
angepasst. Der Bund musste
jetzt diesem Druck nachgege-
ben.» Aufgrund der guten Vor-
arbeitwerdederLandrat bereits
andernächstenSitzungdieAuf-
stockungdes kantonalenHärte-

fallfonds von31 auf über 75Mil-
lionen Franken beschliessen
können.

Lob füreigeneRegierung
–Schelte fürdenBundesrat
SVP-Fraktionschef Peter Riebli
(Buckten) bedankte sich eben-
falls bei derRegierung fürderen
unaufgeregte Coronastrategie,
die eigene «klare Linie und den
Verzicht auf Opportunismus».
Dafür folgte einemassiveSchel-
te am Bundesrat, der sich stän-
dig über die Vernehmlassungs-
antwortenderKantonehinweg-
setze und Firmen «in die
Staatsabhängigkeit oder den
Konkurs» treibe.DievielenVer-
säumnisse im Sommer würden
jetzt den Kantonen das Leben
schwermachen. Der Bundesrat
müsse endlich wieder die Ge-
waltentrennung ernst nehmen.

Viel Zuspruch folgte ebenso
von den Grünen/EVP durch
Klaus Kirchmayr (Aesch) und
seitens CVP/GLP durch Felix
Keller (Allschwil). Letzterer be-
tonte die Dringlichkeit des er-
höhtenSchutzes vonLehrperso-
nen. IndenTenormochteeinzig
FDP-Fraktionschef Andreas
Dürr (Biel-Benken) nicht so
recht einzustimmen.Es sei jetzt
nicht amLandrat, ausderNord-
westschweizerEckedieBundes-
politik zu kritisieren, sondern
der Regierungsrat müsse für
eine noch raschere Unterstüt-
zung der Unternehmen sorgen.

GleichwohldürftedieRegie-
rung noch selten derart einhel-
liges Lob von allen Parteien er-
halten haben. Kein Vergleich
also zu dem, was sich Angela
Merkel bei einer Generaldebat-
te imBundestag anhörenmuss.

LobundAnerkennung
fürdasneuePolizeigesetz
Erste Lesung Die Baselbieter
Polizei kann demnächst Gaffer
von Unfallorten wegweisen,
gegenStalker vorgehenundVer-
anstaltungen mit Gefahren-
potenzialmitAuflagenversehen
oder gleich ganz verbieten.Wie
erwartet, hat derLandrat gegen
dieRevisiondesPolizeigesetzes
keine Einwände vorgebracht
und die erste Lesung ohne Än-
derungsanträge zügig abge-
schlossen (siehe bz vomDiens-
tag). Es steht ausser Frage, dass
in der Schlussabstimmung an
dernächstenParlamentssitzung
dasVierfünftelmehrübertroffen
wirdunddieneuenBestimmun-
gen ohne Volksabstimmung in
Kraft treten können.

Alle Fraktionen sprachen
voneiner gelungenenGesetzes-
vorlage,welcheesderBaselbie-
ter Polizei künftig erlauben
wird, auch in der Verbrechens-
bekämpfung den Kriminellen
technischaufAugenhöhezube-
gegnen. Hierfür sind neue Ein-
satzmöglichkeiten von Body-
cams, Drohnenkameras,
GPS-Trackern und die Öffnung
des Polizei-Funkkanals für das
Grenzwachtkorps vorgesehen.
Zwar liesse diese Gesetzesrevi-
sion keinen roten Faden erken-

nenundkommeeinemSammel-
surium verschiedenster neuer
Bestimmungen gleich, merkte
im Namen der FDP-Fraktion
Balz Stückelberger (Arlesheim)
an:«Dochdasmachtnichts.Das
Ganze lässt sichamehestenmit
einem Frühjahrsputz verglei-
chen, und der ist ja manchmal
auch nötig.» SP-Sicherheitsdi-
rektorin Kathrin Schweizer be-
dankte sich bei den Fraktionen
für die gute Aufnahme und die
durch die Justiz- und Sicher-
heitskommissioneingebrachten
Verbesserungen.

Diese Gesetzesrevision hat
es imRat auchdeshalb so leicht,
weil sie gewisse heikle Punkte
aussen vor lässt. So wird die SP
den Wunsch nach Öffnung des
Polizeikorps fürAusländerinnen
undAusländer in einemsepara-
ten Vorstoss einbringen. Dies
bestätigte Fraktionssprecherin
TaniaCucè (Lausen).Die Skep-
tiker amEinsatz von Bodycams
konnten ihrerseits beruhigtwer-
den, indem vorerst keine An-
schaffung im Baselbiet geplant
ist. Sollte eine solche dennoch
zumThemawerden,müsste zu-
erst ein entsprechender Kredit-
antrag vomLandrat abgesegnet
werden. (bos)

Die Blumen für den Regierungspräsidenten Anton Lauber kamen diesmal in Form von viel Zustimmung
seitens der Fraktionen für den eingeschlagenen Coronakurs. Bild: Nicole Nars-Zimmer (Basel, 25. Juni 2020)

SchubfürmehrLadestationen
Regierung prüft, wie sie Anschlüsse für Elektroautos fördern kann.

Aus seiner Leidenschaft hat
Hanspeter Weibel nie ein Ge-
heimnisgemacht:DerSVP-Land-
ratausBottmingenfährtseit Jah-
renTesla.DieElektroauto-Edel-
marke hat es ihmangetan. Auch
politisch setzt er sich fürdieFör-
derung der E-Mobilität ein. Und
die ist auf demVormarsch. Ges-
ternüberwiesderLandratmit60
Ja- zu 18 Nein-Stimmen bei drei
Enthaltungen ein Postulat, das
Weibel2017schoneinmaleinge-
reichthatte–undgescheitertwar.
DieRegierungmussnunprüfen,
ob der Kanton Parzellen in sei-
nemBesitzAnbietern vonLade-
stationen für Elektroautos oder
E-Bikes zur Verfügung stellen
kann.Weibel fragt konkret nach
Ladestationen entlang vonKan-
tonsstrassen, bei Parkplätzen
von Schulhäusern oder Verwal-
tungsgebäuden.Auchmöchteer,
dassdieGemeindenverpflichtet
werden, dasselbe zu prüfen.

Ladestationen entlang der
Kantonsstrassen wären für
FDP-Landrat Andreas Dürr
«Blödsinn»: «Wer hält denn
zwischenLausenund Itingenan
undwartet 30Minuten, bis sein
Autogeladen ist?», fragt er kopf-
schüttelnd. Entscheidender sei

die Lade-Infrastruktur zu Hau-
se. Auch hierzu hatte Weibel
einen Vorstoss parat, scheiterte
aber: Per Motion forderte er,
dass gesetzlicheGrundlagenge-
schaffen werden, damit Mieter
oder Stockwerkeigentümer das
Erstellen einer Ladestation
durchsetzenkönnen.AuchBau-
herren sollten verpflichtet wer-
den, die technischenVorausset-

zungen für den Einbau von La-
destationen zu schaffen.

«Es ist heute schwierig für
Mieter und Stockwerkeigentü-
mer, einen Starkstromanschluss
zuinstallieren,wennderVermie-
ter sichweigert», argumentierte
Weibel.Erbetonte,dassdieKos-
ten vom Mieter selbst getragen
würden, doch für die Mehrheit
des Landrates war dies zu viel
Markteingriff. «Der Hauseigen-
tümer soll immer das und muss
dies. Ich habe Vertrauen in den
Markt»,sagteSVP-LandratMar-
kusMeier,alsDirektordesHaus-
eigentümerverbands Schweiz
freilichauchInteressenvertreter.

Trotzdem prüft die Regie-
rung nun, wie Lade-Hubs in
Wohnüberbauungen gefördert
werden und sogar, ob Besitzer
vonAltliegenschaften gesetzlich
verpflichtet werden, Ladestatio-
nenbereitzustellen,wennMieter
denBesitzeinesElektroautosgel-
tend machen. Weibels Glück:
SP-Landrat JanKirchmayrwollte
dasselbe erreichen, wählte aber
ein unverbindlicheres Postulat –
und holte 51 Ja- bei 29 Gegen-
stimmenundeinerEnthaltung.

Michael Nittnaus

Kommen im
Frühlingdigitale
Patientendossiers?

Gesundheit LautBundesgesetz
hätten die Kantone schon ver-
gangenenAprilelektronischePa-
tientendossiers (EPD)einführen
müssen. Doch vielerorts harzt
das Vorhaben massiv, den Pa-
tienten einen direkten digitalen
Zugriff auf ihre wichtigstenme-
dizinischen Dokumente zu ge-
währen. Da der Kanton Aargau
seinerBevölkerungdasEröffnen
von EPDs seit Anfang Jahr er-
möglicht, wollte FDP-Landrat
Sven Inäbnit in der Fragestunde
vonderRegierungwissen,wann
esdenn inBasellandsoweit sein
werde. ImerstenQuartalmüsse
noch die Stammgemeinschaft
der angeschlossenen Spitäler
zertifiziert werden, danach
könnten die ersten Dossiers er-
öffnetwerden.Nichtnur Inäbnit
zeigte sich im Plenum aber irri-
tiert über das gewählte Konst-
rukt: Die private Axsana AG ist
mit Aufbau und Betrieb beauf-
tragtworden.Gleichzeitigwurde
die Cantosana AG «zur Bünde-
lung der Interessen der öffentli-
chenHandgegenüberderAxsa-
na» gegründet. Die Regierung
liefert Inäbnit nunnocheinege-
naue Erklärung dieses Konst-
rukts nach. (mn)

HanspeterWeibel
SVP-Landrat undTesla-Fahrer

«Es istheute
schwierig fürMieter
oderStockwerk-
eigentümer, einen
Starkstromanschluss
zu installieren.»
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